
am 20. Februar 1890 verstärkte diese in der Umsturzvorlage kulminierende Stim¬
mungslage. Nationalliberale und freikonservative Blätter gaben dem Wahlrecht die
Schuld am Anwachsen der Sozialdemokratie 35

363738

. Kardorff plädierte nun gegenüber Wal-
dersee für „die Abschaffung des allgemeinen Wahlrechts“ ib , und Conrad von Wangen¬
heim, der spätere Führer des „Bundes der Landwirte“, schrieb am 3. April an seinen
Bruder: ,,Jedenfalls stehen wir wohl in nicht zu langer Zeit vor einem großen socialen
Krach, und man kann eigentlich nur wünschen, daß derselbe bald kommt, solange noch
die Armee ganz sicher und unverdorben ist, vielleicht werden wir dann auch noch das
schöne allgemeine Wahlrecht , . . wieder los“ 2,7

.

Unter dem Eindruck des sozialdemokratischen Wahlsieges standen auch die Plenarsit¬
zungen des Preußischen Staatsrates vom 26. bis 28. Februar 1890 3H

, in denen die
Durchführung der Februarerlasse beraten wurde 39

. Insbesondere Krupp-Direktor
Jencke und Stumm erblickten in allen Bestimmungen, die den Belegschaften ein gewis¬
ses Mitspracherecht zugestehen wollten, einen ungerechtfertigten Einmischungsver¬
such des Staates in den autonomen Herrschaftsbereich des Unternehmers, während der
führende Nationalliberale Miquel zwar Arbeiterausschüsse bejahte, nicht aber deren
obligatorische Einführung 40

. Auch Achenbach, der über Maßnahmen auf den Staats¬

gruben referierte, lehnte Arbeitervertretungen ab und empfahl statt dessen eine Intensi¬
vierung der Siedlungspolitik 41

. Wilhelm II. blieb von dieser massiven Opposition nicht
unbeeindruckt. In seinem Schlußwort bemerkte er: ,,Niemand müsse glauben, daß er
auf dem hier eingeschlagenen Wege die soziale Frage zu lösen beabsichtige . . er wol¬
le nur bewirken, daß die junge Generation körperlich und geistig gesund heranwach¬
se'“ 42 .

Berlepsch und seine Mitarbeiter 43 hingegen hatten ernsthaftere und langfristigere Plä¬

ne. Im Gegensatz zum bisherigen System von Fürsorge und Strafe wollten sie die so¬

zialdemokratischen Strömungen dadurch zurückdrängen, indem sie die Arbeiterschaft
zur Mitarbeit in Wirtschaft und Gesellschaft zu gewinnen versuchten. Statt des patriar¬
chalischen Prinzips „Alles für die Arbeiter, nichts durch die Arbeiter“ müsse es heißen:
„Alles für die Arbeiter und soviel als möglich durch sie“ 44 , umriß Berlepsch Ende 1890
seine Vorstellungen. Kurz vor seiner Ernennung zum Handelsminister hatte er in einer
Denkschrift seine Vorschläge präzisiert: Auf Belegschaftsebene seien Arbeiteraus¬
schüsse anzustreben, für jedes Bergrevier ein Schiedsgericht und für jeden Oberberg¬

35 Mommsen, S. 99.
36 Eintragung vom 4. 3. 1890, Meisner (Hrsg.): Denkwürdigkeiten, Bd. 2, S. 110.
37 H. Freiherr von Wangenheim: Conrad Freiherr von Wangenheim, o. O. o. J., S. 58.
38 Laut Bismarcks Sturz, S. 350, Fn 69, befindet sich das geheimgehaltene Protokoll im ZStAM,

Rep. 90a, B III 1, Nr. 4, adh. 1. Bei Hans Schneider: Der Preußische Staatsrat
1817— 1918. Ein Beitrag zur Verfassungs- und Rechtsgeschichte Preußens, München-Berlin
1952, S. 314 — 326, ist lediglich das Protokoll des ersten Sitzungstages abgedruckt. Vgl. Ernst
Gagliardi: Bismarcks Entlassung, Bd. 1, Tübingen 1927, S. 127 ff. Eppstein, S. 57 f.
H ellwig : Stumm, S. 400 — 407, Am 10. Februar 1890 war auch Stumm zum Staatsratsmit-
ghed ernannt worden, vgl. SBZ vom 13. 2. 1890 (Nr. 37).

39 Vgl. Eröffnungsansprache Wilhelms II. am 14. 2. 1890, abgedruckt bei Pen zier, S.90-92.
40 Hellwig : Stumm, S. 403.
41 Ebd., S. 404. Stumm sprach ihm dafür am 11. März 1890 seine ,,wärmste Anerkennung für die

Ehrenrettung des deutschen Bergbaues“ aus, ebd., S. 407.
42 Aufzeichnung Waldersee vom 1. 3. 1890, Meisner (Hrsg.): Denkwürdigkeiten, Bd. 2, S.

108.
43 Vgl. Trappe, S. 20 f.
44 Protokoll der Berliner Konferenz der Bergbehörden vom 18. bis 20. 12. 1890, zit. bei Kirch-
hoff, S. 121.
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